
P. b. b. Verlagspostamt 1030 Wien  WoGZ 213U
1035

2 I    171

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1999 Ausgegeben am 23. Juli 1999 Teil I

130. Bundesgesetz: Änderung des Presseförderungsgesetzes 1985
(NR: GP XX IA 1093/A AB 1950 S. 176. BR: AB 5994 S. 656.)

130. Bundesgesetz, mit dem das Presseförderungsgesetz 1985 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Presseförderungsgesetz 1985, BGBl. Nr. 228, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 865/1992, wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 2 Z 6 lautet:

„6. Eine Zeitung ist förderungswürdig, wenn im Durchschnitt der dem Förderungsjahr vorangegan-
genen fünf Jahre nicht mehr als 22 vH ihres Seitenumfanges aus Anzeigen besteht. Liegt dieser
Durchschnittswert – in einem nach dem 1. Jänner 1999 eingereichten Förderungsansuchen –
erstmals über 22 vH, so wird der Förderungsbetrag im Förderungsjahr um ein Drittel gekürzt.
Liegt dieser Durchschnittswert in zweimaliger Folge über 22 vH, so ist der Förderungsbetrag im
Förderungsjahr um zwei Drittel zu kürzen. Liegt dieser Durchschnittswert in dreimaliger Folge
über 22 vH, so besteht keine Förderungswürdigkeit mehr. Sinkt der Durchschnittswert der letzten
fünf Jahre nach einer oder mehreren Kürzungen wieder unter 22 vH, so wird der Förderungs-
betrag pro Förderungsjahr jeweils um ein Drittel bis höchstens zur Erreichung des ungekürzten
Förderungsbetrages erhöht.
Für neu erscheinende Zeitungen ist anstelle des Durchschnittswertes von fünf Jahren der
Durchschnittswert des Erscheinungszeitraumes heranzuziehen.“

2. Dem § 11 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) § 7 Abs. 2 Z 6 und § 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/1999 treten mit
1. Jänner 1999 in Kraft.“

3. Dem § 11 wird weiters folgender Abs. 7 angefügt:

„(7) Abweichend von § 8 können im Jahre 1999 Ansuchen um Besondere Presseförderung innerhalb
der ersten sieben Kalendermonate eingebracht werden.“

4. Dem § 11 wird weiters folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Der Beurteilung der Förderungswürdigkeit gemäß § 7 Abs. 2 Z 6 im Jahr 1999 sind die
Durchschnittswerte der Anzeigenanteile der Jahre 1994 bis 1998 zugrunde zu legen. Der Begriff der
Erstmaligkeit setzt voraus, daß entweder zumindest einmal kein Ausschluß aus der Förderung gemäß § 7
Abs. 2 Z 6 (idF BGBl. Nr. 465/1992) oder zumindest einmal keine Kürzung der Förderung gemäß § 7
Abs. 2 Z 6 (idF BGBl. I Nr. 130/1999) erfolgt ist.“
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